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BAUREGLEMENT 
  

 

A) Allgemeines 

 
Art. 1 

1. Geltungs-
bereich 

1 Das Baureglement, inklusive alle Anhänge, gilt für das ganze Gemein-
degebiet. Es bildet zusammen mit dem Zonenplan die baurechtliche 
Grundordnung. 

 2 Es ist als ergänzendes Recht anwendbar, soweit besondere baurechtli-
che Ordnungen bestehen (vgl. Anhang II BR). 

 
Art. 2 

2. Übergeord-
netes Recht 

Übergeordnetes Recht des Bundes und des Kantons geht der baurechtli-
chen Grundordnung vor. 

 
Art. 3 

3. Verhältnis 
zum Privat-
recht 

Im Verhältnis unter Nachbarn sind die Eigentumsbeschränkungen, insbe-
sondere die Bau- und Pflanzabstände des Schweizerischen Zivilgesetzbu-
ches (ZGB) und des bernischen Einführungsgesetzes zum Zivilgesetzbuch 
(EG ZGB) zu beachten. Siehe hierzu auch Anhang VII BR. 

 
Art. 4 

4. Baubewilli-
gung 

1 Die Baubewilligungspflicht richtet sich nach der eidgenössischen und 
kantonalen Gesetzgebung. 

 2 Die Erteilung einer Baubewilligung setzt die Einhaltung aller zu beach-
tenden öffentlich-rechtlichen Bestimmungen voraus. 

 3 Bauten und Anlagen dürfen erst erstellt, abgeändert oder abgebrochen 
werden, wenn hierfür eine rechtskräftige Baubewilligung sowie allenfalls 
weitere nach besonderer Gesetzgebung notwendige Bewilligungen vorlie-
gen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über den vorzeitigen Baube-
ginn und die Befreiung von der Bewilligungserfordernis (Art. 1 Abs. 3 
BauG, Art. 5 BewD). 

 4 Die Erstellung neuer sowie die Änderung bestehender Bauten und An-
lagen in der Flugfeldzone bedürfen einer Baubewilligung des Bundesamtes 
für Zivilluftfahrt BAZL. Zusätzliche kantonale und kommunale Bewilligun-
gen bleiben vorbehalten.  

 
Art. 5 

5. Befugnisse 
und Pflichten 
der Baube-
willigungs-
behörde 

1 Die Befugnisse und Pflichten der Baubewilligungsbehörde richten sich 
nach der kantonalen Gesetzgebung und gemeindeintern nach der Organi-
sations- und Verwaltungsreglement der Gemeinde. 

2 Die Baubewilligungsbehörde ist namentlich befugt: 
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a) zur Überprüfung von Baugesuchen eine neutrale Fachinstanz beizuzie-
hen. Die Kosten werden dem Gesuchsteller überbunden; 

b) zur Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstücke, Bauten und Baustellen zu 
betreten. 

 
Art. 6 

6. Baueingabe Die Baueingabe richtet sich nach den Bestimmungen des kantonalen 
Rechts. 

 

B) Baupolizeiliche Vorschriften 

 

I. Erschliessung 

 
Art. 7 

1. Grundsatz  1 Die Erschliessung des Baugrundes (Zufahrt, Wasser- und Energiever-
sorgung, Abwasserableitung und -reinigung, Entwässerung) muss auf den 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Gebäudes oder der Anlage und, wenn nö-
tig, bereits für den Baubeginn gesichert sein. 

 2 Die Anforderungen an eine genügende Zufahrt richten sich nach den 
kantonalen Bestimmungen.  

2.  Basiser-
schliessung 

3 Als Basiserschliessungsanlagen gelten: 

Á Kantonsstrasse Nr. 240 
Á Lotzwilstrasse 
Á Rütschelenstrasse 
Á Thunstettenstrasse 
Á Lehmgrube - Oberdorfstrasse 
Á Neustrasse 
Á Eichi 
Á Kirchgasse - Schindelrain 
Á Friedhofweg 
Á Ei (nur bis nördliche Umfahrung von Parz. 489) 
Á Gässli bis Schiessstand 
Á Flugplatzstrasse bis Altachenbrücke 

3.  Detailer-
schliessung 

4 Als Detailerschliessungsanlagen gelten: 

Á Brunnacher 
Á Ei (westlich entlang Parz 542 und 671) 
Á Bachsprenge (bis Waldrand) 
Á Katzacker 
Á Rütschelenstrasse (Parz. 63 und 819)  

 
Art. 8 

4. Abstellplätze 
für Motor-
fahrzeuge 

1 Für die Erstellung und Berechnung der Abstellplätze für Motorfahrzeuge, 
Motorfahrräder und Fahrräder  gilt die übergeordnete Gesetzgebung.  

 2 In den Wohnzonen dürfen keine Parkierungsanlagen erstellt werden, 
welche zonenfremden Bauten zugeordnet sind. 
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II. Bauweise 

 
Art. 9 

1. Grundsatz 1 Alle Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass zusammen mit den 
bestehenden oder vorauszusehenden Bauten eine gute Gesamtwirkung 
entsteht. Sie sollen sich gut in das Orts- und Landschaftsbild und in den 
Strassenraum einordnen und auf erhaltenswerte Eigenarten Rücksicht 
nehmen. 

 2 Die Gemeinde fördert die Bestrebungen zur Erhaltung und Erneuerung 
schutzwürdiger Bauten und Ortsbilder.  

 
Art. 10 

2. Offene Bau-
weise 

1 Wo es nicht anders bestimmt ist, gilt die offene Bauweise. Die Bauten 
haben gegenüber nachbarlichem Grund allseitig die vorgeschriebenen 
Grenz- und Gebäudeabstände einzuhalten.  

 2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb der zulässigen Gebäu-
delänge gestattet. 

 3 Bei gemeinsamer Projektierung eines Areals können unter Berücksichti-
gung von Art. 75 BauG die arealinternen Grenz- und Gebäudeabstände frei 
bestimmt werden. 

 

III. Bauabstände und Gebäudeabmessungen 

 
Art. 11 

1. Grenz- und 
Gebäudeab-
stände 

Soweit nicht in Überbauungsordnungen spezielle Bauabstände festgelegt 
sind, gelten die Bauabstände gemäss Art. 26 und Anhang IV. Baulinien 
gehen den Abstandsbestimmungen vor.  

 
Art. 12 

2. Bauabstände 
von Stras-
senanlagen 

1 Wo keine Baulinien vorhanden sind, betragen die Abstände von Gebäu-
den und ähnlichen baulichen Anlagen längs Kantonsstrassen und wichti-
gen Gemeindestrassen mindestens 5.00 m, längs der übrigen öffentlichen 
Strassen mindestens 3.60 m und längs Fusswegen und selbstständigen 
Radwegen mindestens 2.00 m (Art. 63 SBG). 

 2 Die Strassen, für welche der im Abs. 1 erwähnte grössere Bauabstand 
von mindestens 5.00 m gilt, sind im Anhang III dieses Reglements aufge-
führt. 

 3 In der Dorfzone müssen die Bauabstände aus der überlieferten Bauwei-
se übernommen werden, wenn sie für das Strassenbild wichtig sind und 
die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 

 4 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Strassenbaugesetzes und der 
weiteren übergeordneten Gesetzgebung.  
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Art. 13 

3. Wasserbau-
polizeilicher 
Abstand 

1 Zur Sicherung des Raumbedarfs für Massnahmen des Hochwasser-
schutzes und für die ökologische Funktionsfähigkeit der Gewässer gilt in-
nerhalb der Bauzone für sämtliche Bauten und Anlagen (inkl. baubewilli-
gungsfreie Anlagen) ein Gewässerabstand von mindestens 10 Metern, 
gemessen ab mittlerem Wasserstand. Von der Ufervegetation ist in jedem 
Falle ein Abstand von mindestens 3 Metern einzuhalten.  

 2 Innerhalb des Gewässerabstandes gilt ein Bauverbot. Es dürfen weder 
bewilligungsfreie noch ïpflichtige Bauten und Anlagen errichtet werden. 

 3 Eine Ausnahme vom Bauverbot kann gewährt werden für standortge-
bundene Bauten und Anlagen, an denen ein überwiegendes öffentliches 
Interesse besteht, sowie für Vorhaben gemäss art. 11, Abs. 2 BauG, sofern 
die Ufervegetation und ein 3 Meter breiter Pufferstreifen nicht tangiert wer-
den. 

 4 Die reglementarischen Grenz- und Gebäudeabstände gehen dem Ge-
wässerabstand vor, wenn sie einen grösseren Bauabstand ergeben. 

 5 Innerhalb des Gewässerabstandes ist die natürliche Ufervegetation zu 
erhalten und eine extensive land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder 
eine naturnahe Grünraumgestaltung anzustreben. 

 6 Im Übrigen gilt für Bauten an Gewässern Art. 48 Wasserbaugesetz. 

 
Art. 14 

4. Grosser und 
kleiner 
Grenzab-
stand bei 
Hauptgebäu-
den und be-
wohnten An- 
und Neben-
bauten 

1 Der grosse Grenzabstand gilt für die besonnte Längsseite des Hauptge-
bäudes; er wird rechtwinklig zu ihr gemessen. Kann die besonnte Längs-
seite nicht eindeutig ermittelt werden, wie bei annähernd quadratischen 
oder unregelmässigen Gebäuden und bei Ost-West-Orientierung der 
Wohn- und Arbeitsräume, oder bei ausgesprochenen Aussichtslagen, so 
bestimmt die Baubewilligungsbehörde die Anordnung der Grenzabstände. 

 2 Der kleine Grenzabstand gilt für die Schmalseiten und die beschattete 
Längsseite eines Gebäudes. Er bezeichnet die kürzeste Entfernung der 
Fassade (Umfassungswand) von der Grundstücksgrenze. 

 3 Der kleine Grenzabstand wird rechtwinklig zur Grenze gemessen. 

 4 Die Messweise der Grenz- und Gebäudeabstände ist im  Anhang IV 
dargestellt. 

 
Art. 15 

5. Grenzab-
stand für un-
bewohnte 
An- und Ne-
benbauten 

1 Für An- und Nebenbauten, die nicht für den dauernden Aufenthalt von 
Menschen oder Tieren bestimmt sind, genügt allseitig ein Grenzabstand 
von 2.00 m, sofern die mittlere Gebäudehöhe dieser Bauten 3.00 m und 
ihre Grundfläche 40 m2 nicht übersteigen. Der First darf die zulässige Ge-
bäudehöhe nicht mehr als 1.50 m überragen. 
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 2 Der Grenzanbau ist gestattet, wenn die Nachbarin bzw. der Nachbar 
zustimmt oder wenn an ein nachbarliches, an der Grenze stehendes Ne-
bengebäude angebaut werden kann. Vorbehalten bleiben die Bestimmun-
gen über die Gesamtlänge der Gebäude gemäss Art. 26 und Art. 28.  

 3 Gedeckte Sitzplätze, gleich welcher Grösse, haben einen kleinen 
Grenzabstand einzuhalten. 

 4 Für Schwimmbassins ist allseitig ein kleiner Grenzabstand einzuhalten. 

 
Art. 16 

6. Grenzab-
stand für un-
terirdische 
Bauten und 
Bauteile 

Bauten und Bauteile, die den gewachsenen Boden um nicht mehr als 
1.20 m überragen, dürfen bis 1.00 m an die Grundstücksgrenze, mit schrift-
licher Zustimmung des Nachbarn bis zur Grundstücksgrenze, heranrei-
chen. Art. 15 Abs. 4 bleibt vorbehalten. 

 
Art. 17 

7. Vorspring-
ende Bau-
teile 

Vorspringende offene Bauteile wie Vordächer, Vortreppen, Balkone (auch 
mit Seitenwänden) und dgl. sowie Kamine dürfen, von der Umfas-
sungsmauer aus gemessen, höchstens 1.50 m in den Grenzabstand hin-
einragen. 

 
Art. 18 

8. Näherbau 1 Mit schriftlicher Zustimmung der Nachbarin bzw. des Nachbarn darf der 
Grenzabstand unterschritten oder aufgehoben werden, sofern der Gebäu-
deabstand gewährleistet ist. 

 2 An- und Nebenbauten können auf der Grenze zusammengebaut wer-
den, wenn dadurch die höchstzulässige Gebäudelänge nicht überschritten 
wird. 

 3 Bei fehlender nachbarlicher Zustimmung oder Anbaubefugnis an nach-
barliche Grenzbauten, ist ein Näherbau nur mit Ausnahmebewilligung ge-
mäss Art. 26 ff. BauG gestattet. Der privatrechtliche Minimalabstand 
(Art. 79 ff. EG ZGB) darf dabei nicht unterschritten werden. 

 
Art. 19 

9. Gebäudeab-
stand 

1 Der Abstand zweier benachbarter Gebäude muss wenigstens der Sum-
me der dazwischen liegenden, für sie vorgeschriebenen Grenzabstände 
entsprechen. Bei Gebäuden auf demselben Grundstück wird er berechnet, 
wie wenn eine Grenze zwischen ihnen läge. 

 2 Für unbewohnte An- und Nebenbauten kann die Baubewilligungsbehör-
de den Gebäudeabstand auf demselben Grundstück, und mit Zustimmung 
der Nachbarin bzw. des Nachbarn gegenüber Nachbarbauten herabsetzen 
oder aufheben, wenn nicht öffentliche Interessen entgegenstehen. 

 3 Gegenüber Bauten, die aufgrund früherer baurechtlicher Bestimmungen 
den nach diesem Reglement vorgeschriebenen Grenzabstand nicht einhal-
ten, reduziert sich der Gebäudeabstand um das Mass des fehlenden 
Grenzabstandes.  
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IV. Gebäudehöhe 

 
Art. 20 

1. Grundsatz 
 

1 Die Gebäudehöhe wird in den Fassadenmitten gemessen, und zwar 
vom gewachsenen Boden bis zur Schnittlinie der Fassadenflucht mit Ober-
kante des Dachsparrens, bei Flachdächern bis oberkant offene oder ge-
schlossene Brüstung. Giebelfelder und Abgrabungen für einzelne Haus-
eingänge und Garageeinfahrten werden nicht angerechnet. 

 2 Die zulässige Gebäudehöhe darf auf keiner Gebäudeseite überschritten 
sein. Bei Bauten am Hang ist talseits eine Mehrhöhe von 1.00 m gestattet. 
Als Hang gilt eine Neigung des gewachsenen Bodens, die in der Falllinie 
gemessen innerhalb des Gebäudegrundrisses wenigstens 10% beträgt. 

 3 Die zulässige Gebäudehöhe darf nicht durch nachträgliche Abgrabun-
gen überschritten werden. 

 4 Bei Gebäuden, die in der Höhe und im Grundriss gestaffelt sind, ist die 
Gebäudehöhe für jeden dieser Gebäudeteile gesondert zu messen 
(vgl. Anhang I). 

Als Staffelung in der Höhe und im Grundriss gilt ein Versetzen bzw. ein 
Vor- oder Rücksprung von wenigstens 2.00 m. Fassadenrücksprünge, ge-
bildet durch Balkone, Sitzplätze und dergleichen werden nicht berücksich-
tigt. 

 
Art. 21 

2. Firsthöhe Als Firsthöhe gilt der Abstand zwischen Gebäudehöhe und der obersten 
Kante des Dachsparrens (Firstsparren). Die Messweise richtet sich nach 
den Schemaskizzen im Anhang IV. 

 

V. Dachaufbauten und Dachgestaltung 

 
Art. 22 

1. Grundsatz 1 Grundsätzlich sind alle geneigten Dachformen zulässig. In der Arbeits-
platzzone und ausserhalb des Ortsbildschutzperimeters sind auch Flach-
dächer gestattet. 

 2 In Gebieten, die eine einheitliche Dachgestaltung aufweisen, kann die 
Baubewilligungsbehörde bei Neu- und Umbauten von Dächern eine An-
gleichung der Firstrichtung und Dachform verlangen. Auf historische Bau-
gruppen und innerhalb des Ortsbildschutzperimeters ist besonders Rück-
sicht zu nehmen. 

 3 Lukarnen und Dacheinschnitte sind nur auf einer Ebene zulässig und 
dürfen zusammen mit Dachflächenfenstern und andern Dachaufbauten 
nicht mehr als die Hälfte der Fassadenlänge des obersten Geschosses 
aufweisen. In einer 2. Ebene des Daches sind nur Dachflächenfenster 
(gemessen in der Dachfläche) und Gauben (gemessen in der Ansicht) mit 
einer Lichtfläche von je höchstens 0.89 m2 bzw.0.56 m2 (im Ortsbild-
schutzperimeter) gestattet. 
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Im Ortsbildschutzperimeter sind Dacheinschnitte untersagt, übrige Dach-
aufbauten gesamthaft auf 1/3 der Fassadenlänge des obersten Geschos-
ses zu beschränken. 

 4 Lukarnen und Schleppgauben haben von der Trauf-, First und Gratlinie 
mindestens 1m, vom seitlichen Dachrand 1/5 der Firstlänge Abstand zu 
halten. 

 5 Dachaufbauten und -einschnitte sowie technische Einrichtungen auf 
dem Dach (z.B. zur Energiegewinnung und Lüftung) sind in Bezug auf De-
tailgestaltung und Materialwahl sehr gut ins Dach einzupassen. 

 
Art. 23 

2. Attika- und 
Flachdach-
aufbauten 

1 Auf Flachdächern ist innerhalb des zulässigen Gebäudeprofils ein Atti-
kageschoss zulässig (vgl. Anhang IV). 

 2 Auf Attika- und Flachdächern sind nur folgende Dachaufbauten gestat-
tet: 

a)  Rauch- und Lüftungskamine 

b)  Oberlichter und Energieinstallationen 

c)  Liftaufbauten bis zu einer Höhe von 1.50 m, gemessen ab oberkant 
Flachdach bis oberkant Abdeckung des Liftaufbaus. 

 

VI. Umgebungsgestaltung 

 
Art. 24 

Umgebungsge-
staltung 

1 Die Umgebung (Aussenräume) von Bauten und Anlagen ist so zu ge-
stalten, dass sich eine gute Einordnung in die Landschaft und das Orts- 
und Strassenbild ergibt.  

 2 Die wesentlichen Elemente der Umgebungsgestaltung (Terraingestal-
tung, Böschungen, Mauern, Treppen, Einfriedungen sowie die höhere Be-
pflanzung) sind in einem Umgebungsgestaltungsplan darzustellen. 

 3 Für die Gestaltung der Aufenthaltsbereiche und Spielplätze gelten die 
kantonalen Bestimmungen. 

 4 Auf vorhandene Bäume und Hecken ist besonders Rücksicht zu neh-
men. Die Gemeinde kann gezielte Pflanzungen verlangen, wenn dies für 
den öffentlichen Verkehrsraum oder das Ortsbild wichtig sind. Die Gemein-
de finanziert die Pflanzen und deren Lieferung 

 5 Es sind zur Hauptsache standortheimische Pflanzensorten zu verwen-
den. Das Anpflanzen von, auf Gitterrostpilz anfälligen Wachholdersorten ist 
verboten (Liste s. Anhang IIX). 

  



 16 

 

C) Zonenvorschriften 

 

I. Allgemeines 

 
Art. 25 

1. Grundsatz 1  Die Zonenvorschriften bestimmen die Art, das Mass und die Bedingun-
gen für die in den Bauzonen zulässige bauliche Nutzung.  

 2  Reklamen, welche das Ortsbild beeinträchtigen, sind auf dem gesamten 
Gemeindegebiet untersagt. 

 3  Ausser in der Arbeitsplatzzone sind Betriebe und Vorkehrungen unter-
sagt, die dem Sexgewerbe zuzurechnen sind. 

 

Art. 26 

2. Baupolizeili-
che Masse 

Die baupolizeilichen Masse sind wie folgt einzuhalten: 

 

 

Zone GH  
m 

FH  
m 

GB  
m 

GL  
m 

gGA  
m 

kGA  
m 

ES  
Stufe 

W (Art. 29) 7  4  12  30  8  4  II 

WG / D (Art.30 / 31) 7 4 12 35 8 4 III 

APZ (Art. 32) 14 0 - - - ½ GH, > 5m IV 

FZ (Art. 33) 12 0 - - - ½ GH, > 5m IV 

ZöN (Art. 34) 10  4  20  40  10  5  III 

LWZ (Art. 41) 7 4 - - NBR NBR III 

ILWZ (Art. 41.2) 14 0 - -  ½ GH, > 5m III 

  
Legende: GH  = Gebäudehöhe 
    GB = Gebäudebreite 
    FH  = Firsthöhe  
    GL  = Gebäudelänge  
    gGA  = grosser Grenzabstand 
    kGA  = kleiner Grenzabstand  
    ES  = Empfindlichkeitsstufe gemäss Art. 43 LSV 
                 FZ    = Flugplatzzone / Flugfeldzone 

 
Art. 27 

3. Besondere 
Bestimmun-
gen 

a) Gebäude-
höhe 

1 Für die Messweise der Gebäude- und Firsthöhe gelten Art. 20 und Art. 
21. Innerhalb des Gebäudeprofils, welches durch die Gebäudehöhe, die 
Firsthöhe und eine max. Dachneigung von 45° a.T. (50° n.T.) bestimmt ist, 
ist die Anordnung von Geschossen frei. 

 
Art. 28 

b) Gebäude-
länge 

Die Gebäudelänge gilt für Hauptbauten. Für unbewohnte An- und Neben-
bauten erhöht sich die zulässige Gesamtlänge um max. 10.00 m. 
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II. Bauzonen 

 
Art. 29 

1. Wohnzone 
(W) 

 

1 Die Wohnzonen sind für Wohnnutzungen bestimmt. 

a) Nutzung 2 Zulässig sind nicht störende Kleingewerbe und Dienstleistungen, jedoch 
nur bis zu einem Drittel der zulässigen Bruttogeschossfläche. 

 3 Verkaufsgeschäfte, Gastwirtschaften und Betriebe des Sexgewerbes 
sind untersagt. 

b) Immissionen 4 In der Wohnzone Brunnacker gelten für eine Bautiefe entlang der Kan-
tonsstrasse die Bestimmungen der Empfindlichkeitsstufe III aufgrund der 
Lärmvorbelastung. 

 
Art. 30 

2. Mischzone 
(WG) 

a) Nutzung 

1 Die Mischzone ist für eine gemischte Nutzung mit Wohnen, Gewerbe, 
Verkauf und Dienstleistungen bestimmt.  

 2 Verkaufsgeschäfte sind bis max. 300 m2 Verkaufsfläche zulässig.      
Betriebe des Sexgewerbes sind untersagt. 

b) Immissionen 3 Gewerbe sind zulässig, soweit deren Immissionen mit der Wohnnutzung 
vereinbar sind.  

 
Art. 31 

3. Dorfzone (D) 
a) Umfang Nut-

zung 

1 Die Dorfzone umfasst den charakteristischen Ortskern, dessen nut-
zungsmässige Vielfalt und bauliche Eigenart, insbesondere in Bezug auf 
den öffentlichen Raum, erhalten und weiterentwickelt werden soll. 

 2 Die Dorfzone ist für eine gemischte Nutzung (Dienstleistungen, Verkauf, 
Gewerbe, Wohnen und Landwirtschaft) bestimmt. Es gilt die 2-geschossige 
Bauweise. 

 3 Verkaufsgeschäfte sind bis max. 300 m2 Verkaufsfläche zulässig.      
Betriebe des Sexgewerbes sind untersagt. 

 
Art. 32 

4. Arbeitszone 
(APZ) 

a) Nutzung 

1 Die Arbeitszone ist für Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe 
bestimmt. 

 2 Verkaufsgeschäfte sind bis max. 300 m2 Verkaufsfläche zulässig. 

 3 In der Arbeitszone sind nur betriebsnotwendige Wohnungen zulässig. 

 4 Südlich der Altache ist gegen die Landwirtschaftszone hin innerhalb des 
Grenzabstandes ein Grüngürtel von mindestens 5 Metern Breite aus ein-
heimischen Baum- und Straucharten anzulegen. 

b) Immissionen 5 Betriebsbedingte störende Auswirkungen wie Lärm, Erschütterungen, 
Rauch, Russ, Staub, Abgase, Gerüche, etc. sind auf das technisch mögli-
che und wirtschaftlich tragbare Mass zu beschränken. 
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Art. 33 

5. Flugfeldzone 
(FZ) 

1  Die Flugfeldzone dient dem Betrieb des Flugfeldes gemäss Art. 42ff der 
eidg. Luftfahrtverordnung (SR 748.11) 

 2  In der Flugfeldzone A sind nur Bauten und Anlagen gestattet, die dem 
Flugbetrieb dienen und auf einen Standort in der Zone angewiesen sind.  
Die baupolizeilichen Masse richten sich nach denen der Arbeitszone. 
In die Flugfeldzone B kann ein fester Belag mit der notwendigen Entwässe-
rung eingebaut werden. 
Die landwirtschaftliche Nutzung und Zugänglichkeit der angrenzenden Flä-
chen gemäss Pachtvertrag müssen gewährleistet sein. 
Für die Umgebungsgestaltung ist Art. 24 anwendbar. 
 

 3  Der Betrieb des Flugfeldes richtet sich nach dem jeweils gültigen Be-
triebsreglement.  

 4  Der Hindernisbegrenzungskataster von 1997 bezeichnet die für das 
Flugfeld bestehenden An- und Abflugräume, die mit einer Bauhöhenbe-
grenzung belegt sind. Bauten oder andere Hindernisse dürfen diese Hin-
dernisbegrenzungsflächen grundsätzlich nicht durchstossen. Ausnahmen 
bewilligt das BAZL mit den notwendigen Auflagen. 

 

III. Zonen für öffentliche Nutzungen 

 
Art. 34 

Zonen für öffent-
liche Nutzungen 
(ZöN) 

1 Die Zonen für öffentliche Nutzungen (ZöN) sind für die im Zonenplan 
ausgewiesenen Nutzungen bestimmt. Bestehende nicht zonenkonforme 
Bauten und Anlagen dürfen nur unterhalten werden. 

 2 Die Zweckbestimmung und die Grundzüge der Überbauung und Gestal-
tung zu den einzelnen ZöN sind im Anhang I formuliert.  

 

IV. Schutzobjekte und ïgebiete 

 
Art. 35 

1.  Ortsbild-
schutzperi-
meter 

     Bauweise 

1 Die Bebauung innerhalb der Ortsbildschutzgebiete Dorf, Untere Ey, 
Eichi und Oberbützberg ist grundsätzlich in ihrem Bestand und Charakter 
zu erhalten und zu pflegen. Bauvorhaben in Ortsbildschutzgebieten und in 
Gebäudegruppen sowie an schützenswerten Objekten oder in ihrem     
Umfeld haben hohe Anforderungen an die Eingliederung ins Ortsbild zu 
erfüllen. 

 2 Die schützenswerten Objekte stehen unter dem Schutz der Gemeinde 
(Art. 13, Abs.4 BauV). Sie sind wegen ihrer kulturhistorischen, architektoni-
schen oder für das Ortsbild charakteristischen Bedeutung zu erhalten und 
zu pflegen. Die dauernde Beseitigung solcher Bauten ist untersagt.  
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 3 Die erhaltenswerten Objekte sind grundsätzlich zu erhalten und zu pfle-
gen. Veränderungen und Erweiterungen die auf die bestehende Baustruk-
tur und ïsubstanz Rücksicht nehmen, sind möglich. Ersatzbauten müssen 
hohen Anforderungen bezüglich Stellung, Volumen, Gestaltung und Quali-
tät erfüllen.  

 4 Beitragsgesuche an die kantonalen Fachstellen für denkmal- oder orts-
bildpflegerischen Mehraufwand sind in einer Voranfrage vor dem Einrei-
chen des Baugesuches zu stellen. 

2.  Bauinventar, 
bauliche 
Schutzob-
jekte  

5 Das Bauinventar (Liste s. Anhang VI) ist ein Richtplan-Inventar der 
schützenswerten und erhaltenswerten Baudenkmäler im Sinne der kanto-
nalen Baugesetzgebung. 

 6 Bauvorhaben an Objekten, welche im Inventar als schützenswert oder 
erhaltenswert eingestuft sind und in einem Ortsbildschutzperimeter liegen, 
werden der kantonalen Denkmalpflege zur Stellungnahme unterbreitet. Die 
Baubewilligungsbehörde trifft ihren Entscheid in Kenntnis dieser Stellung-
nahme. 

 7 Gestaltungsfreiheit gemäss Art. 75 BauG ist nicht zulässig. 

 
Art. 36 

3.  Archäologi-
sche Schutz-
gebiete und 
archäologi-
sche Funde 

1 Betreffen Planungen und Bewilligungsverfahren archäologische Schutz-
gebiete, so ist der Archäologische Dienst des Kantons Bern in jedem Fall in 
das Verfahren einzubeziehen. 

 2 Treten bei Bauarbeiten archäologische Bodenfunde zutage, sind die 
Arbeiten im betreffenden Bereich unverzüglich einzustellen und die Bau-
bewilligungsbehörde oder der archäologische Dienst des Kantons Bern zu 
benachrichtigen (Sicherstellung der wissenschaftlichen Dokumentation). 

 
Art. 37 

4.  Landschafts-
schutzgebie-
te und ïob-
jekte 

1 Landschaftsschutzgebiete sind grössere zusammenhängende Freiflä-
chen ausserhalb des Siedlungsgebietes, welche das Landschaftsbild mas-
sgeblich prägen. Sie sind als wichtige Elemente der Wohn- und Le-
bensqualität für die ganze Gemeinde in ihrem Charakter zu erhalten.   

 2 Die Schutzziele und ïmassnahmen sind im Zonenplan umschrieben. 

 3 In den Landschaftsschutzgebieten gilt ein Bauverbot. Zwingend stand-
ortgebundene Bauten und Anlagen, die insbesondere zur Bewirtschaftung 
und Pflege dieser Flächen erforderlich sind, können zugelassen werden, 
sofern sie sich besonders gut in die bestehende, landschaftliche Gegeben-
heit einordnen. 

 4 Die im Zonenplan speziell bezeichneten und im Anhang V aufgeführten 
Naturobjekte sind zu erhalten und sachgemäss zu pflegen. Eine Beseiti-
gung ist nur aus zwingenden Gründen zulässig und erfordert in jedem Fall 
eine Bewilligung. Diese sind mit der Situation angemessenen Ersatzmass-
nahmen zu verbinden. 
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 5 Für die einzelnen Objektarten gelten insbesondere folgende Bestim-
mungen: 

- Hecken, Feld- und Ufergehölze sind nach übergeordnetem Recht ge-
schützt. Für Pflege und Unterhalt gelten die einschlägigen Bestimmun-
gen der Naturschutzgesetzgebung. 

- Abgehende Einzelbäume sowie hochstämmige Feldobstbäume sind 
nach Möglichkeit zu ersetzen.  

- Der naturnahe Zustand von Bächen und Gräben samt einer begleiten-
den Uferbestockung ist zu erhalten bzw. herbeizuführen. 

- Artenreiches Dauergrünland, Mager- und Feuchtwiesen sind mit einer 
angepassten, extensiven Bewirtschaftung als Lebensräume seltener 
Tier- und Pflanzenarten zu erhalten. Umbruch, Beweidung und Düngung 
sind nicht gestattet. 

 
Art. 38 

5. Naturschutz  
    gebiet 

Für das Naturschutzgebiet N 100 R 118, Bleienbacher-Torfsee und Sänge-
li-Weiher (RRB N4r. 1448 vom 10. Mai 1977 gelten die Bestimmungen des 
entsprechenden Regierungsratsbeschlusses. Siehe hierzu Anhang XI. 

 
Art. 39 

6.  Historische 
Verkehrswe-
ge 

1 Historische Verkehrswege (Inventarkarte s. Anhang IX) sind grundsätz-
lich zu erhalten. Veränderungen einer Trasse sind untersagt. 

 2 Tangieren Bauvorhaben historische Verkehrswege, ist die zuständige 
Fachstelle, das Tiefbauamt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis IV vor-
gängig beizuziehen. 

 
Art. 40 

7.  Gefahrenge-
biete 

1 In den Gefahrengebieten ist nur eine eingeschränkte bauliche Nutzung 
möglich gemäss Art. 6 BauG. Die Festlegung der baulichen Nutzung erfolgt 
im Baubewilligungsverfahren. 

 2 Baugesuche in bekannten und vermuteten Gefahrengebieten sind den 
kantonalen Fachstellen (TBA / Oberingenieurkreis VI, WANA / Naturgefah-
ren) zur Stellungnahme zu unterbreiten. Eine frühzeitige Voranfrage wird 
empfohlen. 

 Entlang der Erdgas-Hochdruckleitungen (Lage siehe Anhang X BR) gelten 
beidseitige Bauverbotszonen von je 95 Metern für die 24-Zoll-Leitung und 
je 70 Metern für die 16-Zoll-Leitung. 

 

V. Landwirtschaftszonen 

 
Art. 41 

1. Landwirt-
schaftszone 
(LWZ) 

1 Das Bauen in der Landwirtschaftszone richtet sich nach dem überge-
ordneten Recht.  
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 2 Intensivlandwirtschaftsbetriebe sind nur in einer speziell dafür ausge-
schiedenen Zone nach Art. 16a, Abs 3 RPG möglich. Das Verfahren ist in 
Art. 80, 80a, 80b und 80c BauG geregelt. 

 3 Für Bauten ausserhalb der Bauzonen, welche eine Ausnahme nach 
Art. 24 RPG beanspruchen, gilt eine Gebäudehöhe von max. 7.00 m und 
eine Firsthöhe von max. 4.00 m, sowie das NBR.  

 

D) Zuständigkeitsordnung der Gemeindebehörden     
und Baupolizeiorgane 

 
Art. 42 

1. Der Gemein-
derat 

1 Der Gemeinderat ist Baubewilligungsbehörde. Er beschliesst über alle 
der Gemeinde übertragenen bau- und planungsrechtlichen Angelegenhei-
ten, soweit nicht ein anderes Gemeindeorgan als dafür zuständig erklärt 
wird. 

 2 Baugesuche, deren Bewilligung in den Kompetenzbereich des Gemein-
derates fallen, sind zur Vorberatung der Bau- und Planungskommission zu 
unterbreiten. Diese hat dem Gemeinderat Bericht und Antrag zu stellen. 

 3 Der Gemeinderat kann den Abbruch von Bauten verlangen oder das 
Benützen von Bauten bzw. Räumen aus gesundheits- oder sicherheitspoli-
zeilichen Gründen untersagen. 

 
Art. 43 

2. Strassenan-
schlussbe-
willigung 

Mit der Erteilung der Baubewilligung ist die Strassenanschlussbewilligung 
erteilt. Sie fällt bei Gemeindestrassen in die jeweilige Baubewilligungs-
kompetenz. Für Anschlüsse an eine Kantonsstrasse bleibt die Zustimmung 
der kantonalen Behörde vorbehalten. 

 

E) Gebühren 

 
Art. 44 

Gebühren 1 Für die Behandlung der Baugesuche, die Kontrolle der Bauausführung, 
die Benützung des öffentlichen Grundes bei Neu- und Umbauten, für In-
stallations- und Lagerplätze sowie weitere bau- und planungsrechtliche 
Massnahmen werden die in den Gebührenreglementen der Gemeinde 
Bleienbach festgelegten Gebühren erhoben. 

 
2 Für die Kosten des Baubewilligungsverfahrens und die Vorschusspflicht 
gelten Art. 52 und 53 BewD. 
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F) Widerhandlungen, Schlussbestimmungen 

 
Art. 45 

1. Widerhand-
lungen 

1 Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieses Baureglementes, ge-
gen die übrigen Gemeindebauvorschriften und die gestützt darauf erlasse-
nen Einzelverfügungen von Bleienbach werden nach den kantonalgesetzli-
chen Bestimmungen geahndet (Art. 50 BauG). 

 2 Verstösse gegen Vorschriften dieses Reglements und weitere kommu-
nale Bauvorschriften, welche nicht der Strafandrohung des Baugesetzes 
unterstehen, werden gestützt auf Art. 58 ff Gemeindegesetz (GG) mit fol-
genden Strafen bedroht: 

- Busse von max. Fr. 2'000.00 für Verstösse gegen Vorschriften, die von 
den stimmberechtigten Personen beschlossen wurden; 

- Busse von max. Fr. 1'000.00 für Verstösse gegen die übrigen Vorschrif-
ten. 

 
Art. 46 

2. Übergangs-
bestimmung-
en; Bestan-
desgarantie 

Bestehende, dem neuen Recht nicht entsprechende Bauten, unterliegen 
der Besitzstandsgarantie im Sinne von Art. 3 BauG.  

 
Art. 47 

3. Inkrafttreten;  
Aufhebung 
bestehender 
Vorschriften 

1 Der Gemeinderat setzt die baurechtliche Grundordnung nach der Ge-
nehmigung durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung in Kraft. 

2 Mit dem In-Kraft-Treten der baurechtlichen Grundordnung werden auf-
gehoben:  

Á Das Baureglement und der Zonenplan vom 14. 03.1994 und alle in der 
Zwischenzeit beschlossenen Änderungen. 

Á Die ¦berbauungsordnung Nr 1 ĂFlugplatz-Erlemoos vom 10.07.1986 
und alle in der Zwischenzeit beschlossenen Änderungen. 

Á Der Schutzzonenplan ĂLandschaftñ vom 04.08.1995 

Á Der Schutzzonenplan Gebäude / Ortsbild vom 14.03.1994 

Á Der Nutzungsplan ĂFlugfeldzoneñ vom 04.08.1995 

Á Der Lärmempfindlichkeitsstufenplan vom 14.03.1994 

 3 Der Strassen- und Nutzungsrichtplan vom 10.5.1982 wurde durch den 
Richtplan Verkehr vom 14.3.1994 abgelöst und wurde damit ausser Kraft 
gesetzt. Der Richtplan Verkehr vom 14.3.1994 bleibt in Kraft. 
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G) Genehmigungsvermerke 
 

Öffentliche Mitwirkung vom 27. Januar bis 27. Februar 2006 

Kantonale Vorprüfung vom 19. Februar und 23. März 2007 

Publikation im Amtsanzeiger Aarwangen vom 29. März und 05. April 2007 

Öffentliche Auflage vom 05. April bis 06. Mai 2007 

Erledigte Einsprachen 3 

Unerledigte Einsprachen 0 

Rechtsverwahrungen 0 

Beschlossen durch den Gemeinderat am 04. Juni 2007 

Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 11. Juni 2007 

 

NAMENS DER EINWOHNERGEMEINDE BLEIENBACH 

Der Präsident:                 Die Sekretärin: 

 

 

 

 

 

 

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt: 

Bleienbach, 06. August 2007 Die Gemeindeschreiberin: 

 

 

 Karin Nyffenegger 

 

 

 

 

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR): 
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Anhang I 

 

Zonen für öffentliche Nutzungen  
Detailbestimmungen für die einzelnen Flächen   
  
 ES = Lärmempfindlichkeitsstufe 
 

a) Zonen für öffentliche Nutzungen 

 

  Bezeich-
nung 

Zweckbestimmung  Grundzüge der 
Überbauung und 
Gestaltung 

ES 

   heute künftig Besonde-
res 

baupol. 
Masse 

 

 A Schulanlage Gebäude und Aus-
senanlagen des 
Kindergartens und 
der Primar- und 
Realschule 

Bleibt   III 

 B Gemeinde-
verwaltung 

Gemeindeverwaltung, 
Wehrdienstmaga-
zin, Werkhof 

Bleibt   III 

 C Mehrzweck-
halle 

Mehrzweckhalle Bleibt   III 

 D Friedhof Friedhof Bleibt   II 

 E Kirche Kirche und Pfarrhaus Bleibt   II 
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Anhang II 

Verzeichnis der rechtskräftigen öffentlich-rechtlichen Planunterlagen 

(Stand Sept 2006) 

 

 

1. Bereich Siedlung 

Bezeichnung Inhalte Bemerkungen 

   

Verkehrsrichtplan  Genehmigt 14.03.1994 
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Anhang III 

 

Strassenverzeichnis (Art.7) 

 

Für die folgenden aufgeführten Strassen gilt ein Strassenabstand von mindestens 5.00 m 

 

 Kantonsstrassen Gemeindestrassen 

a) Hauptachsen 
innerorts und 
ausserorts 

Kantonsstrasse Nr. 240 (Thöri-
genstrasse ï Dorfstrasse - Lan-
genthalstrasse) 
 

Rütschelenstrasse 
 

 Lotzwilstrasse Thunstettenstrasse 

b) Sammelstras-
sen innerorts 
und im erwei-
terten Ortskern 

 Flugplatzstrasse  

  Lehmgrube - Oberdorfstrasse 
 

  Kirchgasse - Schindelrain 

  Neustrasse 
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Basis- und Detailerschliessungsanlagen gemäss Art. 7: 

 

 
Reproduziert mit Bewilligung von swisstopo (BA067784) 

rot: Basiserschliessung;  

blau: Detailerschliessung
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Anhang IV 

 

Grafische Darstellungen 

 

Abstands- und weitere baupolizeiliche Vorschriften 

 

 

I. Bauabstände vom öffentlichen Verkehrsraum (Art.12) 

 

 

Regel: Abstände werden vom Fahrbahnrand aus gemessen; Radwege werden nicht 
zur Fahrbahn gerechnet.
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II. Grenz- und Gebäudeabstände 

1. Gebäude mit den Grenzabständen  

 

Regel: Die schraffierten Flächen dürfen an keiner Stelle über die Parzellengrenze hinaus-
gehen (Grenzabstand) oder die analogen Flächen für ein Nachbargebäude über-
decken (Gebäudeabstand). 

 

2. Winkelbauten und Gebäude mit gestaffelten oder unregelmässigen Grundrissen 

Regeln: 

a) Die nachstehenden Regeln sind nur anwendbar, soweit das abgewinkelte 
oder gestaffelte Gebäude oder die gestaffelte Gebäudegruppe gleichzeitig 
bewilligt und in einem Zug erstellt werden; 

b) der Grenzabstand und der Gebäudeabstand einer im Grundriss gestaffelten 
Gebäudeseite werden von der Linie des mittleren Abstandes dieser Gebäu-
deseite zur Grundstücksgrenze aus gemessen; 

c) die mittlere Abstandslinie ist parallel zur massgebenden Grundstückgrenze 
zu ziehen, und zwar derart, dass die über die Linie vorspringenden Grunds-
rissflächen flächengleich sind mit den hinter der Linie liegenden Grundriss-
Rücksprüngen (baufreie Flächen); 

d) die mittlere Abstandslinie darf in keinem Punkt die reglementarischen Grenz- 
oder Gebäudeabstände unterschreiten; 

e) einzelne Gebäudeteile oder Teile einer Gebäudegruppe können - auch auf 
der besonnten Längsseite - höchstens bis zu dem von ihrer Ausdehnung be-
rechneten kleinen Grenzabstand an die Nachbargrenze heranreichen; dabei 
darf aber kein nach Art. 22 der Bauverordnung unzulässiger Schattenwurf 
entstehen. 
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Beispiel A: Winkelbau 

 

                

 

Bemerkungen: 

Die Abstandslinie verläuft parallel zu der massgebenden Parzellengrenze. 

Die Flächen A und B müssen gleich gross sein. 

Der grosse Grenzabstand wird von der mittleren Abstandslinie aus gemessen 
(rechtwinklig zur Fassade) und aus der Gesamtlänge des Gebäudes (30 m) er-
rechnet. 

Der Gebäudeteil A könnte an sich noch näher an die südliche Grundstückgrenze 
herangerückt werden, nämlich bis zum kleinen Grenzabstand, doch müsste in die-
sem Falle zur Kompensation die Südfassade des östlichen Gebäudeteiles weiter 
von der Grenze zurückgenommen werden (vergleiche Grundrissvariante). 

Bei seitlichen Rückstaffelungen ist immer der kleine Grenzabstand massgebend. 
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Beispiel B: Gebäudegruppe mit gestaffeltem Grundriss 

Nördlicher und südlicher Grenzabstand  

  

III. Gebäudelänge  

Als Gebäudelänge gilt immer die längere Seite eines Gebäudes. Bei Gebäuden mit 
gestaffeltem Grundriss wird die Länge am flächenmässig kleinsten umschriebenen 
Rechteck gemessen. 
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IV. Gebäudehöhe 

 

1. Gebäudehöhe bei Bauten am Hang  

 

   

 

2. Gebäudehöhe bei Fassaden mit Abgrabungen  
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3. Gebäudehöhe bei gestaffelten Gebäuden  

Bei Gebäuden, deren Schnittlinie zwischen der Fassadenflucht und der Oberkante 
des Dachsparrens (bei Flachdachbauten Oberkante der Brüstung) in der Höhe 
gestaffelt ist, sind die Gebäudehöhen für jeden dieser Gebäudeteile gesondert zu 
messen. 

 

Bei Bauten am Hang, die im Grundriss gestaffelt sind, ist die Gebäudehöhe für je-
den dieser Gebäudeteile gesondert zu messen. 
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4. Gebäudehöhe bei Gebäuden mit Flachdach  

 

mit geschlossener Brüstung   mit offener Brüstung (Geländer) 

 

 

5. Gebäudehöhe bei Gebäuden mit Pultdach 
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V. Firsthöhe, Gebäudeprofil  

---- = zulässiges Gebäudeprofil 

(der Neigungswinkel ist nur mit den Längsseiten zu beachten) 

FH = zulässige Firsthöhe 

GH = zulässige Gebäudehöhe 

 

1. Beispiele Zone D 

Annahmen: 

Gebäudebreite 8.00 m     Gebäudebreite 12.00 m 

 

Zulässiges Gebäudeprofil in der Zone D 

 

 

Zulässiges Gebäudeprofil in der Zone D 

 

 

Profil vollständig ausgenützt    Flachdach mit Attika  

 
















































